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Erster Teil

Problemaufriss

„Den parlamentarischen Föderalismus aber wird es nicht
mehr lange geben: (. . .) Die Landtage werden zwar weiterhin
existieren, die Bürger werden sie auch weiterhin wählen dür-
fen – aber die Landtage und Abgeordnetenhäuser werden
nicht mehr viel zu sagen haben. Die Föderalismusreform/Teil
II beseitigt die Reste einer schon bisher sehr eingeschränkten
Haushaltsautonomie der Länder. (. . .) Landtage sind also künf-
tig Einrichtungen, die an einen österlichen Brauch erinnern:
Man hängt ausgeblasene, aber schön angemalte Eier an einen
Strauch. Der Strauch ist der deutsche Föderalismus, die ausge-
blasenen Eier sind die 16 Landtage.“1

Am 8. März 2007 nahm die Föderalismuskommission II ihre Arbeit mit der
Maßgabe auf, Vorschläge zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen zu erarbeiten, um die bundesstaatliche Finanzordnung knapp vierzig Jahre
nach ihrer ersten grundlegenden2 Revision an die veränderten ökonomischen und
institutionellen Rahmenbedingungen anzupassen3. Angesichts eines Anstiegs
der Schuldenstandsquote4 öffentlicher Haushalte von damals ca. 20 auf knapp
70 Prozent zum Ende des Jahres 20065 kam dabei einer Neufassung der Ver-
schuldungsregeln für Bund und Länder von Anfang an eine besondere Bedeu-
tung zu. Und tatsächlich beschloss die Kommission in ihrer abschließenden Sit-
zung am 5. März 2009 als Kernstück ihrer Vorschläge eine neue, gemeinsame
Schuldenregel für Bund und Länder, die schließlich mit der Zustimmung von

1 Prantl, in: SZ vom 26. März 2009, S. 4.
2 Zwar wurden erste Ergänzungen und Änderungen bereits durch die Verfassungsän-

derungen 1955/1956 herbeigeführt; eine umfassende Neugestaltung der Finanzverfas-
sung aber sollte der Großen Finanzreform 1969 vorbehalten bleiben. Zum Ganzen
Klein, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), HVerfR, § 23 Rn. 5 f.

3 FöKoDrs. 174, S. 38.
4 Schuldenstand im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt; vgl. etwa

Brümmerhoff, Finanzwissenschaft, S. 630.
5 Vgl. dazu SZ vom 26. Februar 2007, S. 2. Und auch dabei ist es angesichts der

Auswirkungen der verheerenden Finanzmarkt- sowie der sich anschließenden und noch
fortdauernden europäischen Staatsschuldenkrise nicht geblieben: Im dritten Quartal des
Jahres 2011 betrug der Schuldenstand Deutschlands (Bund, Länder, Gemeinden und So-
zialversicherungsträger) 81,8 Prozent, vgl. FAZ vom 7. Februar 2012, S. 10.



Bundestag und Bundesrat im Grundgesetz verankert worden6 und am 1. August
2009 in Kraft getreten ist7. Sie lässt dem Bund ab 2016 einen begrenzten struk-
turellen, also unabhängig von der konjunkturellen Lage bestehenden Verschul-
dungsspielraum, die Länder aber müssen ihre Haushalte ab 2020 prinzipiell ganz
ohne Einnahmen aus Krediten ausgleichen8. Obgleich insbesondere von Vertre-
tern der Finanzwissenschaft als unverzichtbares Instrument zum Abbau des ge-
waltigen Staatsschuldenbergs angepriesen9, wirft das neue Schuldenregime je-
doch Fragen auf, deren Erörterung mit Blick auf das Bundesstaatsprinzip von
Verfassungs wegen als geboten erscheint.

„Den parlamentarischen Föderalismus aber wird es nicht mehr lange geben.“

Man wird dieser allzu plakativen These kaum zustimmen können – jedenfalls
nicht in solch allgemeiner Form und nicht ohne staatsrechtliche Begründung.
Dessen ungeachtet ist nicht von der Hand zu weisen, dass erstens die weit-
reichende Beschränkung der Kreditautonomie der Landesparlamente in verfas-
sungspolitischer Hinsicht zumindest bemerkenswert ist. Denn die Reform sollte
erklärtermaßen die Eigenverantwortung der Länder stärken10. Und selbst wenn
man nicht in den pauschalen Abgesang auf „den parlamentarischen Föderalis-
mus“ einstimmen mag, muss zweitens sehr wohl geklärt werden, ob und gegebe-
nenfalls wie ein Regelverbot der strukturellen Kreditaufnahme auf die bundes-
staatliche Ordnung des Grundgesetzes einwirkt. Denn ausweislich seiner ersten
Tatbestandsvariante genießt die Gliederung des Bundes in Länder und als deren
Wesensmerkmal insbesondere die Eigenstaatlichkeit der föderalen Gliedstaaten
den Schutz des Art. 79 Abs. 3 GG. In dieser Norm erhebt der Verfassungsgeber
den Anspruch, bestimmte Verfassungsregelungen dem Zugriff des verfassungs-
ändernden Gesetzgebers zu entziehen.

Was sich mit Blick auf die Schuldenregel der Länder hinter der abstrakten Ka-
tegorie der Länderstaatlichkeit verbirgt, soll später ausführlich erörtert werden11.
Die Ausgangsthese, auf deren Grund die Untersuchung erfolgen wird, dürfte
indes auch ohne verfassungsdogmatische Vorüberlegungen einleuchten: Wo ein
– noch näher zu bestimmendes12 – Mindestmaß an politischer Gestaltungskraft

26 1. Teil: Problemaufriss

6 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 91c, 91d, 104b, 109, 109a, 115,
143d) vom 29. Juli 2009, BGBl. I, S. 2248.

7 Art. 2 des obigen Gesetzes i.V. m. dem Verkündungsdatum (31. Juli 2009).
8 Zu den hier relevanten Inhalten der Novelle sogleich im zweiten Teil.
9 Vgl. etwa Fuest, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung des Rechtsausschusses

des Deutschen Bundestages und des Finanzausschusses des Bundesrates am 04. Mai
2009, S. 5; Feld, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 11 (2010), 226 (240 f.).

10 Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP zur Einsetzung einer gemein-
samen Kommission zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, BT-Drs.
16/3885, S. 3.

11 Vgl. dazu im zweiten Kapitel des dritten Teils unter § 2.
12 Vgl. dazu im zweiten Kapitel des dritten Teils unter § 2 B.



und/oder die zu dessen Realisierung notwendigen Finanzmittel nicht (mehr) vor-
handen sind, dort wird man auch schwerlich von einer wie auch immer gearteten
Eigenstaatlichkeit ausgehen können.

„Der Strauch ist der deutsche Föderalismus, die ausgeblasenen Eier sind die 16 Land-
tage.“

Ziel der nachfolgenden Untersuchung ist die Beantwortung der Frage, ob die
neue Schuldenregel der Länder mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Dazu ist zu
prüfen, ob

– die Eigenstaatlichkeit der Länder und/oder

– weitere Ausprägungen der grundgesetzlichen Bundesstaatskonzeption und/
oder

– andere Verfassungstrukturgrundsätze von der Neuregelung betroffen werden

und, falls ja, ob dieser Eingriff von solcher Intensität ist, dass er in den Garantie-
bereich des Art. 79 Abs. 3 GG hineinreicht. Bejahendenfalls wären die Neurege-
lungen, die Rechtsverbindlichkeit der Bestandsklausel für den Revisionsgesetz-
geber einmal vorausgesetzt13, verfassungswidrig und damit nichtig14.

Um herauszufinden, ob es sich bei der neuen Länderschuldenregel um verfas-
sungswidriges Verfassungsrecht handelt, werden zunächst (ausschließlich) die
hier relevanten Neuregelungen dargestellt und wird anschließend auf dieser
Grundlage der konkrete Prüfauftrag formuliert (zweiter Teil). Nachdem in einem
dritten Schritt der verfassungsrechtliche Prüfungsmaßstab herausgearbeitet wurde
(dritter Teil), soll er sodann an die neue Rechtslage angelegt werden (vierter
Teil). Die Arbeit endet mit einer thesenartigen Zusammenfassung der Ergebnisse
samt Ausblick (fünfter Teil).
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13 Hierzu sogleich im ersten Kapitel des dritten Teils unter § 1 B.
14 Zur Rechtsfolge der Nichtigkeit vgl. etwa BVerfGE 30, 1 (24); Dreier, in: ders.

(Hrsg.), GG II, Art. 79 Abs. 3 Rn. 14; Bryde, in: v. Münch (Begr.)/Kunig (Hrsg.), GG II,
Art. 79 Rn. 27.


